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1. Fragestellung und Ziel der Arbeit

Seit dem Niedergang der SPD mit der Auflösung der sozialliberalen Regierungskoalition und der damit nunmehr sechzehn Jahre währenden Oppositionsphase gibt es in der sozialdemokratischen Partei eine rege Diskussion über Möglichkeiten, das Profil der Partei zu verändern und mit neuen Konzepten neue Wähler zu werben und die Partei zu einen, um somit der Sozialdemokratie zu einem neuen Aufstieg zu verhelfen.

Besonders im Bundestagswahljahr 1998 stellt sich die Frage, ob es der SPD bis heute gelungen ist, sich nach 1982 programmatisch zu erneuern.

Um diese Frage zu beantworten, bedarf es einer vergleichenden Analyse der Inhalte des 1982 noch gültigen Godesberger Programms mit dem neuen Berliner Grundsatzprogramm von 1989 sowie mit den aktuellen Aktions- und Wahlprogrammen unter besonderer Berücksichtigung des Programms „Innovationen für Deutschland“.

2. Gesellschaftlicher Wandel und neue Herausforderungen für die Sozialdemokratie

2.1 Ursachen des Scheiterns in den letzten Jahren der Regierungsverantwortung

Im Zuge des gesellschaftlichen Wandels am Ende der 70er Jahre und zu Beginn der 80er Jahre entstanden in Deutschland neue soziale Bewegungen mit hauptsächlich ökologischen, pazifistischen und feministisch- emanzipatorischen Tendenzen. Vertreter des linkssozialistischen Flügels der SPD sympathisierten mit ihnen und wollten das moderne Gedankengut durch ihre Partei vertreten wissen. Jedoch kollidierten die normativen Vorstellungen der Parteilinken mit dem Pragmatismus der sozialdemokratischen Regierung Schmidts, besonders als jener sich maßgeblich am NATO- Doppelbeschluß
 vom 12.12.79 beteiligte und damit ein wichtiges Nachrüstungsprogramm unterstützte. Der Partei mißlang es, das Gewicht der neuen sozialen Bewegungen richtig einzuschätzen. Sie versäumte Antworten auf die neuen gesellschaftlichen Probleme zu finden, die diese Bewegungen zum Gegenstand hatten und auf diese Weise Mitglieder und Wähler an sich zu binden. 

              Die Auswirkungen dieser Konzeptlosigkeit in der ökologisch- pazifistischen Politikdiskussion zeigten sich auch in den Umfragen von 1980 unter den Erstwählern, bei denen die Sozialdemokraten Verluste um die 10% zu verzeichnen hatten.

              Neben den parteiinternen Disputen schien die SPD auch bei genuin sozialdemokratischen Themen zu versagen: Aufgrund der hohen Arbeitslosenzahlen, denen Schmidt keine wirkungsvolle Beschäftigungspolitik entgegensetzte, verloren die Sozialdemokraten bei der Bundestagswahl 1980 auch deutlich bei den Arbeitnehmer- Stammwählern.

Als Konsequenz aus dieser Entwicklung manifestierte sich in der sozialdemokratischen Basis seit Ende der 70er Jahre eine latente Ablehnung des Kanzlers und seiner Minister, so daß in den frühen 80er Jahren die Orts- und Bezirksverbände die offene Konfrontation mit der Politik des Kanzlers suchten. 

Die interne Zerrissenheit der ideologisch segmentierten Sozialdemokratie und die nach außen wirkende Konzeptlosigkeit waren mitverantwortlich für die immensen Stimmenverluste bei der Bundestagswahl 1983. 

2.2 Die Notwendigkeit einer programmatischen Erneuerung

Es wurde schnell deutlich, daß das Godesberger Programm mit den sozialdemokratischen Strategiebegriffen „Wachstum, Gleichheit, Arbeit, Internationalismus“
aus den 60er Jahren nicht mehr als Grundlage sozialdemokratischen Handelns für die Gegenwart ausreichte. Es genügte weder seiner Integrationsfunktion, noch gab es adäquate Antworten auf die neuen Ökologie-, Ökonomie-, Friedens- und Frauendiskussionen. 

Bereits der Münchner Parteitag von 1982 erkannte die Notwendigkeit einer programmatischen Reform und beauftragte die SPD- Grundwertekommission, Defizite des Godesberger Programms aufzulisten.

Die Spannungen innerhalb der Partei erforderten eine schnelle Neuorientierung in der Friedens- und Sicherheitspolitik, die durch die Ablehnung der Stationierung neuer amerikanischer Mittelstreckenraketen in der BR Deutschland auf dem Parteitag in Köln 1983 bereits eingeleitet wurde. Auf dem Essener Parteitag 1984 wurde eine Programmkommission unter Willy Brandt eingesetzt, die bereits 1986 mit dem Irseer Entwurf
 aufwartete. In ihm wurde ganz im Zeichen der Zeit stehend über die Ökologisierung von Produktion und Konsum und die damit verbundene ethisch begründete Kontrolle der Technik nachgedacht. Obgleich der Entwurf moderne Ansätze im Hinblick auf die Reform des Sozialstaates und der Wirtschaftspolitik enthielt und auch versuchte feministische Vorstellungen zu integrieren, haftete ihm immer noch das „Stigma der pietistischen Fortschrittfeindlichkeit“ 
an.

 Erst 1987 war eine Trendwende in der Programmdiskussion auf Initiative der SPD- Politiker Maurer,  Spöri und Lafontaine zu erkennen. Ihnen war bewußt, daß der Niedergang der SPD als Resultat der mangelnden Reflexion des gesellschaftlichen Wandels zu sehen war, der sich sowohl in dem zunehmenden Wunsch der Frauen nach Gleichberechtigung, in dem anwachsenden Umweltbewußtsein und der damit verbundenen Neubewertung der Ökonomie, in den steigenden Arbeitslosenzahlen als auch in dem artikulierten Bedürfnis nach einer friedlichen Welt ausdrückte. Es gilt, die Frage zu beantworten, inwiefern die SPD in ihrem neuen Grundsatzprogramm von 1989 sinnvolle Antworten auf diese Problemlagen findet.

3. Das Berliner Programm

3.1 Der Versuch einer Profilfindung in der Frauen-, Umwelt- und Friedenspolitik

3.1.1 Umwelt als Gegenstand des Berliner Programms

Während die Umweltzerstörung im Godesberger Programm von 1959 nicht thematisiert wird, bildet die Problematik unter der Überschrift „Ökologisch und sozial verantwortliches Wirtschaften“ im neuen Grundsatzprogramm einen Schwerpunkt.

 Mit dem Satz: „Der ökologische Umbau unserer Industriegesellschaft ist zur Frage des Überlebens geworden.“
 versucht die SPD etwas zugespitzt ihr Problembewußtsein im Hinblick auf Umweltfragen zu demonstrieren. Doch es bleibt nicht bei inhaltslosen Floskeln: Erste programmatische Neuerungen lassen sich in bezug auf das Verständnis von Wachstum konstatieren: Während im Godesberger Programm noch ein ausschließlich quantitativer Wachstumsbegriff als Voraussetzung für Vollbeschäftigung postuliert wird,
 definiert das Berliner Programm Wachstum als qualitativ neu: „Nicht jedes Wachstum ist Fortschritt“, es sei denn, es sei ökologisch verträglich, sichere die Lebensgrundlagen und damit die Lebensqualität. In dieser Revision sozialdemokratischer Politik wird der soziale Aspekt „Vollbeschäftigung“ nunmehr mit der ökologischen Bedingung der Umweltverträglichkeit verknüpft. 

Obschon sich die SPD mit ihrem alternativen Wachstumsverständnis den Grünen programmatisch annähert, übernimmt sie nicht deren grundsätzliche Ablehnung der Gentechnologie und der Atomwirtschaft
 und fordert lediglich: „Die Nutzung der Gentechnologie muß beschränkt und kontrolliert werden.“
 Es bleibt jedoch darauf hinzuweisen, daß die parlamentarische Kontrolle als Mittel der Umweltpolitik ein wichtiger Bestandteil sozialdemokratischer Programmatik ist. Deshalb definiert die SPD es als die Aufgabe der Politik, Wachstumsfelder zu benennen und die Risiken neuer Techniken abzuschätzen mit Hilfe einer „Einrichtung der Technikfolgenabschätzung beim Parlament“.

Die Intention der SPD, sich das Profil einer modernen, ökologisch verantwortlichen Partei zu schaffen, mündet in der Forderung: „Das ökologisch Schädliche muß teurer, das Ökologisch Richtige ökonomisch vorteilhafter werden.“

Ob es allerdings der SPD gelingt, mit dieser unpräzisen Formulierung und den obengenannten  Thesen ihres Programmes den ökologisch orientierten Wählern Signale zu senden, gar sich neben den Grünen als „Öko- Partei“ zu profilieren, ist besonders aufgrund der Tatsache, daß mittlerweile alle traditionellen Parteien „das breite Spektrum der wissenschaftlichen (ökologischen) Diskussion reflektiert“
 haben, fraglich. Zwar ist eine „Ausrichtung auf mehr staatliche Lenkungs-, Eingriffs- und Kontrollmöglichkeiten“
 zur Verhinderung von Umweltschäden im neuen Grundsatzprogramm durchaus als positiv zu bewerten, jedoch ist auch dies eine allgemein bei den traditionellen Parteien zu beobachtende Tendenz.
 Eher als die Werbungs- und Profilfunktion dieses Themenbereichs im Programm erscheint mir 

daher jedoch die Integrationsfunktion erfüllt zu sein: Jungen „angegrünten“ Sozialdemokraten des linken Flügels ist es nun einfacher, sich mit ihrer Partei zu identifizieren.

3.1.2 Frauen als neue Zielgruppe 

Die linken Frauengruppen, die gegen Ende der 60er dem gesellschaftlichen System und dem Patriarchat den Kampf ansagten, sorgten für eine „stärkere Artikulationsfähigkeit“
 von Frauen, ihren Vorstellungen und Problemen. 

Die Tatsache, daß Frauen auf diese Weise zu einem hart umkämpften „Machtfaktor“
 in der Politik wurden, mußte auch in der SPD registriert und konzeptionalisiert werden. 

Beim Vergleich der frauenpolitischen Ansätze des Grundsatzprogramms von 1959 mit dem von 1989 läßt sich feststellen, daß die SPD ihre ursprünglichen Vorstellungen revidiert hat und Interessen der Frauen als politische Zielgruppe wahrnimmt: In Godesberg herrscht noch ein konventionelles Frauen- und Familienbild vor; so wird die Kindererziehung eindeutig der Mutter zugeordnet: „Mütter von schulpflichtigen und vorschulpflichtigen Kindern dürfen nicht genötigt sein, aus wirtschaftlichen Gründen einem Erwerb nachzugehen.“
 Dem stellt das Berliner Programm die zur Veränderung auffordernde These gegenüber: „(...) das Verfassungsgebot der gesellschaftlichen Gleichheit von Mann und Frau ist nicht verwirklicht."
 Die Sozialdemokraten wollen dem mit Hilfe eines Gleichstellungsgesetzes und einer Quotenregelung
 beikommen.

 Die programmatische Annäherung an die Grünen erscheint besonders auch im Hinblick auf die Selbstbestimmung der Frau beim Schwangerschaftsabbruch als offensichtlich. 

Ohne eine radikale Spielart des Feminismus aufzugreifen, gelingt es der SPD weitgehend, das Gleichstellungsproblem wahrzunehmen und es in programmatische Forderungen umzusetzen. Mit der Änderung ihres Parteistatuts dahingehend, daß ab 1990 bei Wahlen für Funktionen und Mandate der Partei, ab 1994 bei Vorstandswahlen und ab 1998 bei Kommunal- und Landtagswahlen zu 40% Frauen als Kandidatinnen nominiert werden müssen, entspricht sie selbst ihren Ansprüchen und unterstreicht ihre Glaubwürdigkeit.

3.1.3 Reintegration der pazifistischen Bewegung

Nachdem die Beteiligung Schmidts am NATO- Doppelbeschluß die Pazifisten innerhalb und außerhalb der Partei verschreckt hatte, stellte sich für die SPD die Aufgabe, die Pazifisten in ihren eigenen Reihen auf Dauer zu versöhnen und zu reintegrieren. Folgende Programmaussage stellt einen deutlichen Vorstoß in diese Richtung dar: „ Wir achten das Engagement von Pazifisten, die für die Utopie einer gewaltfreien Völkergemeinschaft einstehen. Sie haben einen legitimen Platz in der SPD.“
 

Indem sie das „Ende der Stationierung amerikanischer und sowjetischer Streitkräfte außerhalb ihrer Territorien in Europa“
 als wünschenswert erklärt und ihren Willen demonstriert, „die Dynamik der Aufrüstung brechen und eine Dynamik der Abrüstung in Gang setzen“
 zu wollen, arbeitet sie die jetzt als verhängnisvoll betrachteten Verfehlungen der 70er Jahre wieder auf. 

Allein die Gewichtung des Friedensgedankens, dem ein eigenständiges Kapitel „Frieden in gemeinsamer Sicherheit“ im Berliner Programm gewidmet wird, was mit der vergleichsweise geringen Bedeutung in Godesberg kontrastiert, trägt den Ereignissen der 70er Jahre Rechnung. In diesem Zusammenhang werden besonders die Europäische Gemeinschaft und die Vereinten Nationen als Instrumente zu einer wirksamen Konfliktbewältigung und Friedenserhaltung befürwortet: „Die Europäische Gemeinschaft ist eine Chance für den Frieden und die soziale Demokratie.“

3.2 Wirtschaft und Arbeit- zentrale Themen im neuen Grundsatzprogramm

3.2.1 Auf der Suche nach einem Wirtschaftskonzept

In den Wahlkämpfen der Nachkriegszeit war von jeher von Bedeutung, welche der Parteien es schaffte, das Wählerpublikum von ihrer Wirtschaftkompetenz zu überzeugen und eine anziehende Konzeption zur Gestaltung der Arbeit vorzulegen.

Deshalb ist es wichtig, die programmatischen Aussagen der SPD zu diesen Punkten zu überprüfen.

Im Godesberger Programm wurde aufgrund des anwachsenden Wohlstands in der BR Deutschland, welcher als Resultat der sozialen Marktwirtschaft galt, der Gedanke der Planwirtschaft aufgegeben: Dem Privateigentum an Produktionsmitteln wurde ein Anspruch auf Schutz und Förderung eingeräumt; freie Konsumwahl, freie Arbeitsplatzwahl, freier Wettbewerb und freie Unternehmerinitiative als Eckpfeiler in der sozialdemokratischen Wirtschaftspolitik deklariert.
 

„In Godesberg mündeten die Erneuerungsströmungen der Sozialdemokratie, aber sie führten noch reichlich traditionelles Treibgut mit, das auch dann noch im Wege lag, als die Sozialdemokratie am Ende der 80er Jahre programmatisch abermals zu neuen Ufern aufbrechen wollte.“
 

Dieses „traditionelle Treibgut“ präsentierte sich schon im Orientierungsrahmen 85.
 Dort wurde verstärkt unter dem Stigma der „Investitionslenkung“ über die Möglichkeiten reflektiert, „die Investitionsentscheidungen der Unternehmen zum Zwecke der gesamtwirtschaftlichen Stärkung stärker als bisher zu beeinflussen.“
 Diese wirtschaftspolitische Strömung ist auch noch im Berliner Programm aufzufinden. 

Karlheinz Blessing, der an der Erarbeitung des Programms beteiligt war, unterscheidet drei wesentliche wirtschaftspolitische Linien im Programm: „die extrem stark interventionistische Linie, die Linie, die stark interventionistische Elemente mit einer Demokratisierung der Wirtschaft verbinden wollte und eine wirtschaftsliberale Linie, die dem Markt weitgehend freien Lauf lassen wollte“.
 Die extrem stark interventionistische Linie spiegelt sich im Berliner Programm deutlich wider, wenn die Einschränkung der Macht von Banken und Versicherungen, z. B. durch die Besetzung von Aufsichtsräten, als erstrebenswert betrachtet wird.

Die zweite Linie, welche sich quantitativ gegenüber den beiden anderen durchzusetzen scheint, bringt ihre Vorstellungen unter dem Stichwort „Wirtschaftsdemokratie“ in das Programm ein. Wirtschaftsdemokratie „soll vor allem der Vollbeschäftigung, der Erhaltung ökologischer Kreisläufe und damit der Lebensqualität dienen.“
 Um Vollbeschäftigung zu erreichen, sollen die wirtschaftlichen Planungen von Unternehmen, Staat und Regionen mit Hilfe von Wirtschafts- und Sozialausschüssen, die mit Arbeitnehmern und Arbeitgebern paritätisch besetzt sind, koordiniert werden. In diesem Rahmen wünscht sich die SPD auch einen stärkeren Einfluß auf Großunternehmen: „Strukturbestimmende Großunternehmen haben den Staat und die Kommunen rechtzeitig und regelmäßig über wirtschaftspolitische relevante Planungen und über Standortplanungen zu unterrichten“.
 Während hier vor allem der Wille zu einem vehementen Eingriff in die freie unternehmerische Entscheidung zu verzeichnen ist, werden im Gegenzug dem Staat weitreichende Kompetenzen in der Wirtschaftspolitik zugeschrieben:

„Er muß sein Handeln vorausschauend planen, gewollte Entwicklungen in Gang setzen, erkennbare Fehlentwicklungen abwenden und seine Planungen für Korrekturen fortlaufend offenhalten.“

Dem setzt die wirtschaftsliberale Linie vermutlich im Bewußtsein der zeitgenössischen Gegebenheiten im Ostblock entgegen: „Nicht nur der Markt, sondern auch der Staat kann versagen“
.Sie konstatiert, daß „Wirtschaftsdemokratie unternehmerischer Initiative und Leistung“ bedürfe und vertraut auf die regulativen Kräfte des Marktes: „Der Markt ist ein Instrument zum Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage.“
 

Bei Betrachtung der unterschiedlichen, divergierenden Ansätze zur Wirtschaftspolitik im Berliner Programm, gewinnt man den Eindruck, daß sich die Sozialdemokratie noch immer nicht auf einen homogenen Wirtschaftskurs festlegen konnte. Es hat sich als nachteilig für das wirtschaftspolitische Profil der SPD erweiesen, daß die Kontroversen der Programmdiskussion keinesfalls beigelegt, sondern einfach in das neue Grundsatzprogramm transferiert wurden. Zwar wurden somit alle Parteisegmente mit ihren sozioökonomischen Idealen repräsentiert, jedoch war die Wirkung nach außen aus diesem Grunde eher konfus . Ohne eine deutliche Absage an staatliche Planung und Steuerung, wird es der SPD nicht gelingen, potentielle Wähler im unternehmerischen Mittelstand zu mobilisieren. 

Mit dem in Szene gesetzten Mißtrauen gegenüber Unternehmen und Wettbewerb, wie in der Feststellung „Die Wettbewerbswirtschaft hat(...)zur Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen geführt.“
 wird die unternehmerfeindliche Wirkung noch verstärkt.

Im Berliner Programm mißlingt die dezidierte Befürwortung der Marktwirtschaft. Die in Godesberg noch revolutionär anmutende Formel „Soviel Markt wie nötig- soviel Planung wie nötig“ wirkt im neuen Grundsatzprogramm eher anachronistisch.

3.2.1 Arbeit; Arbeitslosigkeit, Freizeit und sozialdemokratische Strategien

 Im Gegensatz zum Berliner Programm spielt das weite Diskussionsfeld Arbeit im Godesberger Programm vermutlich angesichts der geringen Arbeitslosenzahlen in den 50er Jahren eine untergeordnete Rolle.

 Im Berliner Programm analysiert die SPD jedoch die Arbeitsmarktlage und das Phänomen sinkender Beschäftigung und sucht nach Antworten auf diese Herausforderungen. Da sie Arbeit als ein Menschenrecht definiert, das „Selbständigkeit und soziale Anerkennung vermittelt (sowie) die materielle Unabhängigkeit sichert“
 und sie in diesem Zusammenhang als existentielle Voraussetzung für die Entwicklung jedes einzelnen Menschen begreift, betrachtet sie es als Aufgabe des Rechtsstaats, mit Hilfe der klassischen Nachfragepolitik für Vollbeschäftigung zu sorgen. Im Rahmen der Nachfragepolitik sollen Einkommen gerechter verteilt werden, um die Binnennachfrage zu stärken; gleichfalls soll der Staat die Transformationsausgaben ausweiten.
 

Angesichts  der steigenden Arbeitslosenzahlen und der damit zunehmenden Belastung öffentlicher Haushalte erscheint diese Maßnahme jedoch als nicht realisierbar. Es ist ohnehin zweifelhaft, zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit einseitig das Konzept der Nachfragepolitik, eine sozialdemokratische Reliquie, zu vertreten und die von Wirtschaftswissenschaftlern als sinnvoller erachtete Angebotspolitik zu ignorieren. 

Demgegenüber erscheinen die Überlegungen zur Verkürzung der Arbeitszeit auf eine 30-Stunden-Woche und einen 6-Stunden-Tag als diskussionswürdiges Mittel, die Arbeitslosigkeit zu verringern und mehr Lebensqualität zu schaffen. Jedoch besteht in diesem Fall auch die Gefahr der Intensivierung der Arbeit, wodurch folglich mehr Erholungszeit in Anspruch genommen werden muß, so daß sich die freizugestaltende Zeit automatisch verringert. Zudem wird oft eingewandt, daß Arbeitszeitverkürzung nur bei gleichzeitiger Flexibilisierung der Arbeitszeit möglich sei.
 Es besteht also die Gefahr, daß neue Zeitkontingente nicht die Lebensqualität des Arbeitnehmers bereichern. 

Trotz der fragwürdigen sozialdemokratischen Methoden zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beweist die SPD in der Analyse des Problems Weitblick: Die Massenarbeitslosigkeit „kann zu einer unerträglichen Polarisierung der Lebensverhältnisse und zu einer Spaltung unseres Landes in wohlhabende und verarmte Regionen führen.“

Obgleich die SPD im Programmbereich Arbeit weitgehend in alten Traditionen verhaftet bleibt, ist jedoch eine beachtenswerte Neuerung innerhalb der sozialdemokratischen Programmatik zu verzeichnen: „Die Erweiterung des Arbeitsbegriffs um die Dimension gesellschaftlich notwendiger Arbeit außerhalb der 

klassischen Erwerbsarbeit“
.

4. Aktuelle Programme- gleiche Ziele ?- Ein Vergleich mit dem Berliner Programm

  4.1 Umweltpolitik als neue Wirtschaftspolitik 

In dem jüngsten Programm der SPD „Innovationen für Deutschland“, beschlossen auf dem Parteitag  im Dezember 1997, wird das Politikfeld Ökologie im wesentlichen auf die Diskussion des qualitativen Wachstumsbegriffs reduziert: „Umwelttechnologien sind ein Wachstumsmarkt“.

Mit der Entwicklung von umweltverträglichen Produkten soll Deutschland einen Spitzenplatz im Export solcher Güter erreichen. Dabei stehen nicht mehr wie im noch gültigen Grundsatzprogramm ordnungspolitische Vorgaben zur Stimulierung dieser Produktion im Vordergrund, sondern ökonomische Anreize. Des weiteren wird deutlich auf das Arbeitsplätzepotential einer Umweltschutzindustrie hingewiesen. 

Umweltschutz ist im revidierten Verständnis der Sozialdemokraten also eher ein Instrument der Wachstums- und Beschäftigungspolitik als eine moralische Verpflichtung auf dem Hintergrund des nachhaltigen Wirtschaftens zugunsten nachfolgender Generationen

Im neuen Programm klingen nur noch marginal Forderungen im Hinblick auf eine Verkehrsverlagerung auf Schiene und Wasserstraßen oder der Ausstieg aus der Atompolitik an. Überhaupt ist die praktische Umweltpolitik der Sozialdemokraten ambivalent: „Die ökologische Steuerreform verkommt zum rhetorischen Merkposten“
, besonders hinsichtlich der Erhöhung der Mineralölsteuer vor Wahlen in Rücksichtnahme auf die Stimmung in der Bevölkerung. 

Auch in der aktuellen Diskussion sprechen sich SPD- Größen wie der SPD- Vorsitzende Oskar Lafontaine gegen eine Verteuerung der Energie und speziell des Mineralöls mit folgender Begründung aus: „Das trifft die kleinen Leute und das trifft die Industrie.“
 Auch die Haltung der SPD- Landesregierung in Nordrhein- Westfalen zum Industrieprojekt Garzweiler II ist ein Indiz dafür, daß sich die SPD nach wie vor eher für die Erhaltung von in diesem Fall 50 000 Arbeitsplätzen einsetzt als für die Schonung der Umwelt.

 Dies steht jedoch im eklatanten Gegensatz zum Postulat des qualitativen Wachstums des Berliner Programms.

4.2 Neues Denken in der Wirtschaftspolitik- Welche Linie setzt sich durch?

Während sich im Berliner Grundsatzprogramm noch sehr gegenläufige wirtschaftspolitische Positionen manifestieren, scheint die SPD nun in ihren aktuellen Programmen einen wirtschaftsliberalen Kurs eingeschlagen zu haben. 

In dem Grundsatzpapier des SPD- Parteivorsitzenden zur Wirtschafts- und Finanzpolitik wird die einseitige traditionell sozialdemokratische Nachfragepolitik als Mittel, Konjunktur- und Wirtschaftswachstum zu stimulieren, verworfen: „Genau so, wie wir einseitige Angebotspolitik ablehnen sind wir gegen eine einseitige Nachfragepolitik. Wir setzen auf eine sinnvolle Doppelstrategie aus Angebots- und Nachfragepolitik.“
 Diese Doppelstrategie soll sowohl in der Senkung der Lohnnebenkosten als auch in der steuerlichen Entlastung für Arbeitnehmer und Familien bestehen.

 Die SPD verabschiedet sich in diesem Rahmen von dem genuin sozialdemokratischen Gedanken der Lenkbarkeit der Wirtschaft: „Statt die Wirtschaft mit mehr bürokratischen Regelungen zu gängeln, wollen wir über Preissignale marktwirtschaftliche Anreize setzen.“
 

Jedoch wird in den aktuellen Programmen eine unterschiedliche Gewichtung der beiden Elemente der Doppelstrategie deutlich: Der SPD- Vorsitzende Lafontaine befürwortet eine „fundamental andere Wirtschafts- und Finanzpolitik, weil die andere die angebotsorientierte gescheitert ist“
, woraus sich schließen läßt, daß er eine in Richtung der Nachfragepolitik orientierte Wirtschaftspolitik anvisiert, wohingegen Gerhard Schröder in seiner Rede auf den Parteitag im Dezember 1997 verlangt, die staatliche Reglementierung einzudämmen und damit eher die Gegenseite vertritt. 

Schröder profiliert sich als Modernisierer mit neoliberalem Vokabular: „Die Marktwirtschaft ist ohne Alternative, wenn individuelle und kollektive Kreativität und Leistungsbereitschaft gedeihen sollen.“
 Lafontaine vertritt demgegenüber die Auffassung, daß „die zu geringe inländische Nachfrage die entscheidende Schwachstelle der deutschen Volkswirtschaft ist“
. 

Beachtlich ist jedoch, daß beide Politiker die Globalisierung als eine Chance begreifen, wohingegen im Berliner Grundsatzprogramm die „ Internationalisierung“ noch mißtrauisch beäugt wird
. Im Entwurf des Regierungsprogramms läßt sich dann auch ganz im neuen Tenor der SPD lesen: „Wir setzen auf die Kräfte des Marktes und die Leistungsbereitschaft der Menschen“
. Er beschwört Leistung, Wettbewerb, Effizienz und Flexibilität und weist einen wettbewerbsfreundlichen Anstrich auf. Eine Neuauflage des Bündnisses für Arbeit soll einen Interessenausgleich zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern ausarbeiten. 

Im Gegensatz zu den Konservativen lehnt die SPD einen Kostensenkungswettlauf ab und tritt statt dessen für einen Produktivitätswettbewerb ein, in dem sich Deutschland mit einem guten Bildungssystem und einer leistungsfähigen Forschung behaupten soll
. Bildung wird als wichtig für Innovationen bewertet, jedoch wird sie nicht mehr als Mittel zur Befriedigung eigener Bedürfnisse begriffen, sondern als Motor für Wachstum. „Das Menschenbild des Beschlusses ist das eines zukünftig besser instandzuhaltenden und zu ölenden Rädchens in einem ökonomischen Getriebe, dessen Aufbau und Funktionsweise niemand durchschauen und erst recht nicht ändern kann.“
 

Die mit den Deregulierungsmaßnahmen anklingende Angebotspolitik wird um eine neue staatliche Ausgabenpolitik ergänzt: „Ökonomisch geboten ist auch eine Umschichtung der Ausgaben weg von Konsum und zu mehr Investitionen.“
 Im Klartext bedeutet dies weniger Tranfer- und mehr Tranformationsausgaben, also zwangsläufig auch eine Reduzierung der anfallenden Kosten des Sozialstaats. Auch an Hand anderer Stellen im Programm gewinnt die Selbstvorsorge und die damit verbundene Entlastung des Sozialstaates mehr und mehr an Bedeutung. In den sozialdemokratischen Konzepten ist die Verschlankung des Sozialstaat kein Sakrileg mehr. Sein Ziel ist nunmehr „die Ermutigung zu Eigenverantwortung und Eigeninitiative, nicht Bevormundung.“
 Deshalb wollen die Sozialdemokraten denjenigen einen Anspruch auf Unterstützung verwehren die zumutbare Arbeit ablehnen. Im Gegensatz zum gültigen Grundsatzprogramm steht hier nicht das Recht auf soziale Sicherheit im Vordergrund wie es sich im Berliner Programm im folgenden Satz andeutet: „Wir sind gegen eine Privatisierung der elementaren Lebensrisiken"
; die Arbeitnehmer werden vielmehr in die Pflicht genommen. Sie sollen auch einen Solidarbeitrag zur Sicherung der Unternehmen leisten, indem sie sich mit moderaten Tarifverträgen begnügen. Ihnen wird im Gegenzug dafür allerdings eine „Beteiligung am Produktivkapital“ versprochen.

Während im Grundsatzprogramm noch vor den Gefahren der Gentechnologie gewarnt wird, wird jetzt eine Innovationsoffensive anvisiert: „In der Bio- und Gentechnologie(...)soll Deutschland im internationalen Wettbewerb eine Spitzenposition erreichen.“
 Entscheidend sind die Produkt- und Beschäftigungschancen, nicht mehr die ethischen Skrupel.

5. Fazit

Die Frage, ob die deutsche Sozialdemokratie nach 1982 einen programmatischen Wandel erfahren hat, läßt sich nach vorangegangener Analyse nur sehr differenziert beantworten.

Das Berliner Programm stellt in keiner Weise einen Einschnitt in die sozialdemokratische Programmdiskussion dar, wie beispielsweise das Godesberger Programm mit seinem Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft.

 Es ist eher Bestandteil einer Strategie organisatorischer Integration von Gruppierungen des linken Spektrums innerhalb der SPD, welche sich während der70er und 80er Jahre von der Partei zu entfernen drohten und die Sozialdemokraten in ihrer inneren Kohäsion erschütterten. Deshalb ist seine integrative Wirkung auch keinesfalls zu unterschätzen.

Unter inhaltlichen Aspekten betrachtet, muß man besonders in bezug auf die wirtschaftspolitischen Ansätze im Berliner Programm der SPD den Vorwurf, eine„Spiegelstrichdemokratie“
 zu betreiben, machen. Jede innerparteiliche Strömung wird repräsentiert, ob sie nun dirigistische Maßnahmen befürwortet oder einer wirtschaftliberalen Konzeption anhängt. In dieser Hinsicht ist es „ein Programm der Konzeptions- und Hilflosigkeit, dessen Verfasser das Kunststück zuwege gebracht haben, daß in ihm gleichzeitig nichts Falsches und nichts Richtiges enthalten ist.“

Eine wirkliche programmatische Umorientierung besonders im wirtschaftspolitischen Rahmen ist erst in jüngster Zeit zu konstatieren: Das sozialdemokratische Programmrelikt der Nachfragepolitik wird zugunsten eines policy- mix aus Angebots- und Nachfragepolitik aufgegeben, Umwelt wird als Basis neuer Wachstums- und Beschäftigunghancen angesehen , der Begriff des subsidären Sozialstaats geprägt, „die Lohnarbeit und die Vertretung von Arbeitnehmerinteressen verlieren an Gewicht“.
 

Sie muß sich daher von linken Kritikern den Vorwurf gefallen lassen, sich von der „Partei der sozial- ökologischen Erneuerung“
 zur „sozialpatriotischen Wirtschaftspartei“
 gewandelt zu haben.
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